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Wirtschaftsentwicklung und Wirtschaftspolitik 
in den USA., England, Frankreich und der Bundesrepublik

Dr. Karl.A lbredit, Bonni)

Sind  die Strukturdaten  der europäischen Volkswirtschaften m it denen der USA. ver­
gleichbar? /  Jede Volkswirtschaft stellt eine Ind ividualitä t dar, ohne deren sorgfältige 
K enntnis sind Vergleiche unfruchtbar /  W ährend die USA. eine expansive W irtschaft 
haben, sind die Grenzen der E lastizität in  der britischen W irtschaft weitgehend erreicht. 
Frankreich steht unter einem  dauernden Inflationsdruck, der durch die K onzeption des 
M onnet-Plans verstärkt w ird  /  Die deutsche W irtschaft ist durch ihre geographische 
Zerrissenheit und  ihre inneren Spannungen charakterisiert /  Die branchenmäßige 
Integration Europas bedarf als F undam ent einer um fassenden Zusamm enarbeit a u f 
allen wirtschaftspolitischen Gebieten.

Je stärker sich die wirtschaftlichen Integrationsbem ü­
hungen zwischen den Einzelstaaten entwickeln, 

je  stärker der internationale Erfahrungsaustausch ge­
fördert wird, je bewußter die internationale wirt- 
sdiaftspolitische Zusammenarbeit wird, um so not­
wendiger ist es bei allen Versuchen, die in den ein­
zelnen Ländern gesammelten Erfahrungen und ent­
wickelten Theorien auf andere Volkswirtschaften an­
zuwenden, sich dessen bewußt zu werden, daß letzt­
lich jede Volkswirtschaft eine Individualität darstellt. 
Um so notwendiger ist es auch, das typologisch Wich­
tige im Auge zu behalten, weil nur so verhindert w er­
den kann, daß durch eine allzu unkritische Übertra­
gung von „Rezepten" Mißerfolge hervorgerufen w er­
den. Die geographische, geologische und klimatische 
Struktur eines Landes hat zweifellos ebenso starken 
Einfluß auf das Potential seiner W irtschaftsentwick­
lung, und damit auf die Möglichkeiten seiner W irt­
schaftspolitik, wie die Rechtsordnung, die soziale 
Struktur, die biologische und vor allem die charakter­
liche Veranlagung' der Mensdien, und nicht zuletzt 
das Bewußtsein ihrer Geschichte, ihrer Tradition, ihres 
Vorstellungsinhalts. Gerade dort, wo die W iederher- 

■ Stellung möglichst reibungsloser Austauschbeziehun­
gen zwischen den einzelnen Volkswirtschaften im 
Interesse der Herbeiführung größtmöglicher Arbeits- 
teiligkeit und mit dem Ziel einer ständigen Verbesse­
rung des Verhältnisses zwischen Aufwand und Lei­
stung im w eitesten ökonomischen Sinne notwendig ist, 
erscheint es wichtig, durch Anschauung und Vergleich 
sich immer wieder die besondere Individualität der 
für das weltwirtschaftliche W irken maßgeblichen 
Volkswirtschaften vor Augen zu führen.
Es wäre eine nidit nur reizvolle, sondern höchst e r­
wünschte Aufgabe eines mit, der W irtschaftspolitik 
vertrauten Volkswirtschaftlers, einen solchen umfas­
senden Vergleich durchzuführen. Hier können nur ein­
zelne Anregungen dafür gegeben werden. Aber selbst 
ein solcher begrenzter Versuch ist freilich in Anbe­
tracht der Vielfalt der hier zu berücksichtigenden Er­
scheinungsformen ein kaum zu verantwortendes, küh­
nes Unterfangen. Er ist andererseits wohl heute not­
wendiger denn je, in einem Zeitpunkt, in dem die 
USA. ihre Wirtschaftsentwicklung und ihre W irt-

N eu fassu n g  e in es  an  d e r  U n iv e rs itä t B asel am  14'. F e b ru a r 1952 
g e h a lte n e n  V o rtra g e s .

schaftspolitik als ein Beispiel, ihre Erfahrungen und 
ihre Hilfsmittel als eine Unterstützung den abendlän- 
dischen Volkswirtschaften anbieten.
Es ist in der Tat eine imponierende Entwicklung, die 
die W irtsdiaft der USA. aufweisen kann. Nach dem 
ersten W eltkrieg nahm sie einen ungeheuren Auf­
schwung, wobei bekanntlich die Entwicklung d er Auto­
mobilindustrie sich als ein zentraler Konjunkturträger 
erwies, dem sich die Entwicklung der Dienstleistungen 
mit dem Ziel einer elastischen Konsumausweitung zur 
Seite stellte. Die große W eltwirtschaftskrise brachte 
Arbeitslosigkeit in einer Größenordnung von mehr 
als 10 Millionen Menschen. Sie wurde ■ überwunden. 
Im zweiten W eltkrieg wurde die Rüstungsproduk­
tion auf die Zivilproduktion aufgestockt. Nach seinem 
Ende trat die von allen erw artete Umstellungskrise 
zumindest nicht in dem befürchteten Ausmaß ein. 
Bald zeigte sich nicht nur eine erstaunliche W ider­
standsfähigkeit, sondern eine überraschende Entwick­
lung; ein Teil des Zuwachses des Sozialprodukts 
konnte für das W iederaufbauwerk in Europa zur Ver­
fügung gestellt werden. Der Ausbruch des Korea­
konflikts führte zu neuen Anspannungen und zu einer 
neuen Ausweitung des Gesamt-Wirtschaftsvolumens. 
Aus diesen Erfahrungen heraus wird die Empfehlung 
maßgebender amerikanischer W irtschaftspolitiker an 
die Empfängerländer der M arshallplan - Hilfe ver­
ständlich; das Sozialprodukt in wenigen Jahren um 
etwa 150 Mrd. Dollar zu erhöhen, um damit zugleich 
die Sicherung des Friedens und des Lebensstandards 
sowie die Sicherung der inneren und äußeren Finanz­
stabilität zu ermöglichen, d. h. Realkaufkraft und W äh­
rung zu stabilisieren.
Die Kenntnis der Ursachen und der Voraussetzungen 
für eine solche Entwicklung, in Verbindung mit einer 
Untersuchung über die wesentlichsten Charakterzüge 
europäischer Volkswirtschaften, erleichtert die Beant­
wortung der speziellen Frage, wieweit die amerika-- 
nisdien Erfahrungen und Methoden der Wirtschafts­
politik auf europäische Volkswirtschaften übertragbar 
sind. W enn hier versucht wird, die amerikanische 
Volkswirtschaft in einigen charakteristischen Zügen 
mit der englischen, französischen und deutschen zu 
vergleichen, so erfolgte die Auswahl gerade dieser 
Volkswirtschaften, weil nicht nur ihr Volumen bedeu­
tend ist, sondern weil sie als Typen interessant sind.
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A lbredit: W irtschaftsvergleich europäischer Volkswirtschaften m it den USA.

Dynamik und Elastizität sind spridiwörtiidi für die 
W irtschaft der U S A .  Sie legen die Vermutung nahe, 
daI3 diese W irtschaft noch keineswegs das ihr inne­
w ohnende Potential völlig ausgenutzt hat, so daß man 
auch heute noch trotz ihrer gigantischen Ausmaße ge­
neigt ist, die W irtschaft der USA. als eine solche zu 
bezeichnen, die noch keineswegs eine der späten Pha­
sen ihrer Entwicklung erreicht hat. (Wenn man nicht 
sogar soweit gehen will, sie als •—■ freilich auf höherer 
Ebene —■ noch „unentwickelt“ zu bezeichnen.)
Die W irtschaft F r a n k r e i c h s  steht praktisch seit 
1916 unausgesetzt unter Inflationsbefürchtung und 
Inflationsgefährdung. Der hohe Anteil der A grarw irt­
schaft mag hier mildernd wirken, während die kühne 
Konzeption des Monnetplans immer von neuem di€ 
innere und äußere Finanzstabilität dieser .Wirtschaft 
bedroht und daher ständig Revisionen und Anpassun- 

• gen erfordert.
Die W irtschaft G r o ß b r i t a n n i e n s ,  in der zu­
gleich mit der Vollbeschäftigung eine erhebliche Um­
schichtung der Einkommensstruktur im W ege einer 
Erhöhung der sogenannten Übertragungseinkommen 
erreicht wurde, wird heute durch einen sehr stark an­
gewachsenen Kollektivkonsum charakterisiert, der 
ohne Frage die Handlungsfreiheit auch einer konser­
va tiven  Regierung erheblich einschränkt, wie denn 
überhaupt diese W irtschaft den Eindruck erweckt, als 
seien h ier die Grenzen der Elastizität weitgehend er­
reicht.
Das Charakteristikum  der d e u t s c h e n  Wirtschaft 
bleiben bis auf weiteres ihre geographische Zerrissen­
heit und ihre inneren Spannungen, die zugleich Folge 
und Ursache mangelnder Harmonie und unorganischer 
Größenbeziehung sind. Erst langsam wächst diese 
W irtschaft in ihr ursprüngliches Potential w ieder hin­
ein. W ährend sie dem Fernerstehenden durch ihren 
scheinbar expansiven Charakter überraschende Ähn­
lichkeit mit Temperament und Tendenz der ame­
rikanischen W irtschaft zu haben scheint, erkennt der 
m it ihren H intergründen besser Vertraute den charak­
teristischen Unterschied; Es ist eine Wirtschaft, die 
ih ren  bereits früher erreichten Entwicklungsgrad erst 
w iedergew innen und gleichzeitig strukturelle An­
passungen vornehmen muß.

VERGLEICHENDE STRUKTURANALYSE

Ein Vergleich der hauptsächlidisten Strukturdaten der 
v ie r Volkswirtschaften gibt bereits beachtliche Auf­
schlüsse, die die soeben aufgezeigten charakteristi­
schen W esensmerkmale teils begründen, teils bestäti­
gen. Ungewöhnlich groß sind die Unterschiede in der 
B e v ö l k e r u n g s d i c h t e ,  insbesondere, wenn man 
sie auf den Quadratkilometer landwirtschaftlicher 
Nutzfläche bezieht. Auf dieser wohnen:

in  d e n  USA. 
in  F ra n k re id i 
in  G ro ß b rita n n ie n  
in  d e r  B u n d esrep u b lik

34 M enschen  
126 M en sd ien  
229 M enschen 
354' M enschen

Der geringe Anteil in Amerika könnte ein Beweis für 
den Reichtum seiner Bevölkerung sein. Der ungewöhn­
lich hohe Anteil in Frankreich ist durch die große 
Zahl von Fremdarbeitern, Junggesellen und in der 
Landwirtschaft mithelfenden Familienangehörigen be­
dingt. Die fast gleichen Zählen für Großbritannien und 
die Bundesrepublik sind um so interessanter, als auch 
die absoluten Zahlen der Bevölkerung und die der 
Erwerbspersonen fast gleich hoch sind.
Sehr charakteristisch sind auch die Unterschiede, die 
sich ergeben, wenn man deii Quellen des Volksein­
kommens nachgeht.

Entstehung des Volkseinkommens 1950^)
(in ®/fi des  G esam te inkom m ens)

Q ue lle USA.
B undes-

F ra n k re id i G ro ß b rit. re p u b lik

aus  lan d w . T ä tig k e it 7
a u s  In d u s tr . T ä tig k e it 38

17
40

5
46

12
55

Hier fällt auf, daß entgegen mancher landläufigen Auf­
fassung in den USA. der Anteil des Volkseinkommens 
aus industrieller Tätigkeit verhältnism äßig gering ist. 
Diese Tatsache findet ihre Begründung ebenfalls in 
dem Reichtum dieses Landes, der der Inanspruchnahme 
von Dienstleistungen jeder Art großen Spielraum läßt. 
Daß in der Bundesrepublik aus landwirtschaftlicher 
und industrieller Tätigkeit insgesamt 67 <*/o des gesam­
ten Volkseinkommens stammen, läßt umgekehrt einen 
Schluß auf die vergleichsweise Armut dieses Landes 
zu.
Ein charakteristisches Datum für jede Volkswirtschaft 
ist ihr A u ß e n h a n d e l s v o l u m e n .  Dieses be­
trug im Jahr 1950 ®) in Mrd. Dollar bzw. je Kopf 
der Bevölkerung in Dollar:

Land G esam tv o lu m en  
in  M rd. D olla r

V o lu m en  je  K opf 
in  D olla r

USA.
F ra n k re id i
G ro ß b rita n n ien
B un d esrep u b lik

19,1
6.1

13,6
4.7

126
145
269
99

Ein Vergleich des Anteils der Erwerbspersonen an der 
Gesam tbevölkerung ergibt folgendes Bild;
in  d e n  U SA . 
in  F ran k re ich

42,6 ®/o 
52,3 Vo

in G ro ß b rita n n ien  46,8 °/o 
in d e r  B u n d esrep u b lik  47,6 Vo

Es ist nun eine bekannte Tatsache, daß die Relation 
zwischen Bevölkerungsdichte je  Quadratkilometer 
landwirtschaftlich genutzter Fläche und dem Außen­
handelsvolumen je Kopf der Bevölkerung einen guten 
Aufschluß über W ohlstand und Lebensstandard der 
betreffenden Volkswirtschaft gibt. )̂ Diese Relation be­
trägt für:
U SA . 3,7 G ro ß b rita n n ie n  1,2
F rank re ich  1,2 B u n d esrep u b lik  0,3

Diese Zahlen sind als absolute W erte ohne praktische 
Bedeutung. W ürde man aber beispielsweise sich da­
hin einigen, den französischen W ohlstand bzw. Le­
bensstandard als eine Norm anzuerkennen und ihn 
demzufolge =  100 zu setzen, so ergibt sich danach 
ein W ohlstandsfaktor für die USA., der' 3mal so groß 
wie der englische und französische ist, während der 
deutsche im Jahr 1950 nur erst etwa V4 hiervon be­
trug.
“) U N -Jah rbuch  1951.

G en e ra l S ta t is tic a l  B u lle tin  OEEC. P aris .
V gl. K. A lb re d i t;  B estim m u n g sg rü n d e  fü r d ie  In te n s i tä t  d es  

A u ß en h an d e ls , Z e its d ir i f t f. d . g e sam te  S ta a ts w iss e n s d ia f t, Bd. 105, 
H eft 1.
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Albrecht: W irtschaftsvergleicäi europäischer V olksw irtsd iaften  mit den USA.

Nicht ganz so krasse Unterschiede ergeben sich, wenn 
man die V e r b r a u c h s q u o t e  je Kopf der Bevölke­
rung ermittelt. Sie betrug im Jahr 1951 in Dollar be­
rechnet, und zwar auf der Basis der ECE.-Kaufkraft- 
parität für:
U SA .
F rank re ich

1331 5) 
544

G ro ß b rita n n ie n
B u n d esrep u b lik

681
356

Setzt man daneben noch, nach der gleichen Methode 
berechnet, den A u f w a n d  f ü r  B r u t t o i n v e s t i ­
t i o n e n  je Kopf der Bevölkerung, so ergeben sich 
hieraus folgende Ziffern:

G ro ß b rita n n ie n  163
B u n d esrep u b lik  140

U SA .
F rank re ich

654 5) 
171

Diese Ziffern sind nun teils Ursache, teils Folge einer 
Industrieentwicklung seit der Vorkriegszeit, für die 
folgende Indices charakteristisch sind:

Erreichter Stand der Industrieproduktion (Mitte 1951)
(1938 =  100 )“)

P ositio n G roß- W e s t­
U SA . F ra n k re id i b r it .  d e u tsd i la n d

In d u s tr ie p ro d u k tio n  in sg . 252 143 149
d a v o n :

K oh le  145 115 114
R o h s tah l 327 161 142
E le k tr iz itä t 263 1Ö5 220
Z em en t 247 215 166

109

80
158
109

Es hat nun den Anschein, daß diese divergierende 
Entwicklung der v ier für die gesamte W eltwirtschaft 
bedeutsamen Volkswirtschaften sich fortsetzen wird, 
denn die Effizienz je  Arbeitsstunde bzw. ihre Produk­
tivität betrug Ende 1951 in Prozent von 1938’):
U SA . 148 G ro ß b rita n n ie n  131
F ra n k re id i ' 123 B un d esrep u b lik  H3

Es wird nun alles darauf ankommen, ob es durch 
volkswirtschaftlich zweckmäßige Investitionen gelingt, 
diese gefährliche Tendenz, die letztlich die eigentliche 
Ursache für den sogenannten Dollarmangel Europas 
darstellt, zu überwinden. Es sollte möglich sein, den 
deutschen Leistungsstand zunächst zumindest auf die 
Höhe des englischen bzw. französischen zu bringen. 
Es wäre darüber hinaus eine sinnvolle Politik euro­
päisch-amerikanischer Zusammenarbeit, wenn die USA. 
aus ihrer derzeitigen strukturbedingten Zahlungs­
bilanz-Position heraus sich zu einem stärkeren Kapi­
talexport nach Europa entschließen könnten und wenn 
die europäischen Länder durch Schaffung gemeinsamer 
Märkte, durch eine gesunde und ehrliche Kredit- und 
W ährungspolitik und durch Intensivierung ihrer Be­
mühungen zur Hebung der Produktivität die Voraus­
setzungen dafür schafften, daß amerikanisches Kapital 
sich an Europa wieder stärker interessiert und hieraus 
auch materiellen Nutzen ziehen kann.
Die charakteristischen Unterschiede, die sich beim 
Vergleich wichtiger Strukturdaten zwischen den ein­
zelnen Volkswirtschaften ergeben, finden ihre Er­
klärung und Begründung, wenn man im einzelnen sich 
etwas eingehender mit diesen W irtschaften befaßt.
5) V g l. H . S tra th u s ; In te rn . S teu e rb e la s tu n g sv e rg le ic h , F ra n k ­
fu rt/M ., 1952.
®) E conom ic S u rv e y  of E u rope fo r 1951, ECE. G enf.
’) V gl. W o d ien b e ric h t v o m  23. 5. 1952 d es  D eu tsd ie n  In s titu ts  für 
W ir ts d ia f ts fo rs d iu n g , B erlin .

EX PA N SIV E W IR T SC H A FT DER U SA .

Die ungewöhnliche Elastizität der amerikanischen 
Wirtschaft zeigt sich bereits in der Agrarwirtschaft, 
deren Bedeutung für die amerikanische Gesamtwirt­
schaft vielfach unterschätzt wird. In den 10 Jahren 
von 1941 bis 1950 gelang es, 7 Mill. Zugtiere durch 
erhöhten Einsatz von Traktoren zu ersetzen. ®) Damit 
w urden 20 Mill. H ektar Land für die menschliche Er­
nährung gewonnen und die amerikanische Wirtschaft 
zugleich in den Stand gesetzt, nicht nur den Zuwachs 
an eigenen Menschen zu versorgen, sondern in erheb­
lichem Umfange Nahrungsmittel zu exportieren. Der 
W ert des landwirtschaftlichen Geräts stieg in dieser 
Zeit von 3,1 auf 15,5 Mrd. Dollar, wobei freilich Preis­
steigerungen zu berücksichtigen sind. Gleichzeitig 
wurde die Zahl der in der Landwirtschaft beschäftig­
ten Menschen von 9,6 Mill. auf 7,5 Mill. vermindert 
und dadurch die Elastizität der Industriewirtschaft be-‘ 
achtlich erhöht. Gleichzeitig gelang eine Steige­
rung des Ertrages um 46 Vo. Im Jahre 1950 wurden für 
fast ®/4 Mrd. Dollar Düngemittel mehr verbraucht und 
damit eine Ertragssteigerung um 3 Mrd. Dollar er­
reicht, d. h. jeder für Düngemittel zusätzlich aufge­
wendete Dollar erbrachte einen M ehrertrag von 4,13 
Dollar.
Vergleicht man die Produktivität der menschlichen 
Arbeit in der amerikanischen Landwirtschaft mit der 
W esteuropas, so ergibt sich folgendes Bild:

Getreidewertleistung Je Beschäftigten •)
(in t)

Land L e is tung Land L eistung

U SA .
W e ste u ro p a
G ro ß b rita n n ien

30
5

23

B u n d esrep u b lik
F ra n k re id i

Die Bedeutung, die die Investitionen in der Landwirt­
schaft für die Ertragssteigerung gehabt haben, geht 
aus folgender Übersicht hervor:

Land
A nteil des V olks­
einkom m ens aus 
Landw irtsdiaft u. 

F isd ierei in ®/o

D avon für 
landw irtsdi. 
Investitionen 

verw endet in®/o

A nteil de r landw. 
Investitionen an 

der Gesamtinvst.* 
Summe in

U SA .
F rank re ich
G ro ß b rita n n ien
B u n d esrep u b lik

7
17
5

12

23,0
12,6
13,7
16,3

11
12
4

Die starke Elastizität, die durch die amerikanische 
Landwirtschaftspolitik in die Gesamtwirtschaft hinein­
gebracht wurde, ist natürlich ein besonders spezifi­
sches Charakteristikum der amerikanischen Industrie 
und des Handels. Äußerlich kennzeichnend hierfür ist 
vor allem die erhebliche Veränderlichkeit des Beschäf­
tigungsgrades.
®) V gl. h ie r  und  im  fo lg e n d en ; K arl B rand t, A m erican  A g ric u ltu ra l 
P o licy  d u rin g  rea rm a m e n t. S tan fo rd  U n iv e rs ity  1951.
®) D a b e i ‘m uß m an  -fre ilid i beach ten , daß  d ie  W e iz e n e r trä g e  ab ­
so lu t in  d e n  U SA . g anz  e rh e b lid i u n te r  d e n  eu ro p ä isch en  liegen . 

W e iz e n e rträ g e  
(dz je  ha)

Land D urd ischn . 1934/38 1949/50
Z unahm e

dz
in

"/<.

USA. 8,7 10,6 1,9 22
F rank re ich l'5,ö 18,1 2,5 16
G ro ß b rita n n ien 23,1 26,8 3,7 16
B u n d esrep u b lik 22,3 26,3 4,0 18
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Albrecht; W irtsdiaftsvergleidi europäischer V olksw irtschaften m it den USA.

Es w urden in niditlandwirtschaftlidien Betrieben be­
schäftigt:

M itte  N o v e m b e r  1951 46,8 M ill. M enschen
M itte  D ezem b er 1951 '47,6 M ill. M enschen
M itte  J a n u a r  1952 46,0 M ill. M enschen

W esentlicher als diese Einzelfakten ist die Entwick­
lung der Industrie-Investitionen. In der am erikani­
schen Industrie einschließlich Energiewirtschaft, V er­
keh r und Bergbau wurden 1949 1 4,3 Mrd., 1950
14,8 Mrd. und 1951 21,5 Mrd. Dollar investiert. 
D er Investitionszuwachs betraf vor allem die S tahl­
erzeugung, die chemische Industrie und den Maschinen­
bau und bew irkte vielfach nach durchgeführter Moder- 

' n isierung eine echte Expansion. Die Stahlkapazität stieg 
von  M itte 1950 bis Ende 1951 um 8 Mill. t auf 108 
Mill. t, sie soll 1954 120 Mill. t erreichen. Der w est­
europäische Gesamtbedarf wird bekanntlich für 1956 
m it e tw a 63—64 Mill. t, die mögliche westeuropäische 
A usfuhr mit etwa 6—7 Mill. t geschätzt, so daß die 
westeuropäische Stahlindustrie 1956 eine Gesamt­
kapazität von 75—80 Mill. t bei ca. 70 Mill. t effek­
tiver Erzeugung haben müßte.
In der amerikanischen Elektrizitätswirtschaft stieg die 
K apazität von 1950 auf 1951 um 7 Mill. kW, d. h. in 
einem  Jah r um den Betrag der deutschen Gesamt­
kapazität. Für 1952 wird ein weiterer Zuwachs um 
9,6 Mill. kW  erwartet.
Die Zahl der Arbeitslosen fiel auf ein  Minimum; sie 
betrug Ende 1951 1,7 Mill. Menschen und war damit 
um V2 Million niedriger als 12 Monate zuvor.
Der Privatverbrauch erreichte um die Jahreswende 
1950/51 mit einem Jahresvolumen von etwa 210—212 
Mrd. $ einen Rekord. Dann trat eine beachtliche Sta­
bilisierung ein, und es gehört zu den bem erkenswer­
testen  Erscheinungen der amerikanischen Wirtschaft, 
daß gleichzeitig eine ungewöhnliche Steigerung der 
Spareinlagen erzielt wurde. Durchschnittlich 10 “/o des 
disponiblen Einkommens wurden im Jahr 1951 ge­
spart, während im Jah r 1950 diese Sparrate 5 “/o, im 
Durchschnitt der vorhergehenden Jahre nur 4 Vo be­
trug. Trotzdem wird einer möglichen Inflationsgefahr 
ernsteste Aufmerksamkeit gewidmet, denn die V er­
teidigungsausgaben, die im Jahre 1952 etwa 17 “/o des 
Volkseinkommens erreichen werden, dürften im Jahr 
1953 auf 21 Vo steigen. Man rechnet damit, daß die In­
flationslücke zur Zeit eine Größenordnung von etwa 
20 Mrd. Dollar aufweist, d. h. also in Anbetracht der 
Größenordnung des derzeitigen Gesamt-Privatver- 
brauchs fast genau der derzeitigen Jahressparrate von 
10 “/o oder etwa 22 Mrd. Dollar entspricht. Die ver­
antwortlichen Leiter der amerikanischen W irtschafts­
politik  haben daraus die Aufgabe abgeleitet, mit ge­
eigneten Maßnahmen Löhne und Preise zu stabilisie­
ren, wobei freilich die seit Mai 1952 stärker" w erden­
den Lohnkämpfe in den USA. zu erheblichen Besorg­
nissen Anlaß geben müssen.
V ersucht man, sich ein Urteil über die Gründe zu 
bilden, die einerseits die erhebliche Produktivität und 
E lastizität der amerikanischen Wirtschaft, andererseits 
ihre verhältnism äßig geringe Anfälligkeit in bezug 
auf Inflationen erklären könnten, so wird man sidi im 
wesentlichen dem Urteil Summer H. Slichters an­

schließen k ö n n e n '“), der nicht nur die Investitionen 
und die verbesserte Rohstofflage, sondern auch fol­
gende 5 Punkte hierfür anführt;
1. Die unbedingte Sicherheit von Person und Eigen­
tum ermöglichen langfristige Planung und Investiti­
onen, statt zur Hortung oder zum Streben nach Liqui­
dität um jeden Preis anzuregen.
2. Es gibt keine Klassenkämpfe und keine sozialen 
Schranken im eigentlichen Sinne. Aufstiegsmöglich­
keiten bestehen für jeden, jedem ist das Studium zu­
gänglich, Neugründungen sind jederzeit möglich (ihre 
Zahl beträgt jährlich etw a 200 000).
3. Ein starker Bevölkerungszuwachs gibt der W irt­
schaft immer neuen Antrieb. Früher lag seine Ursache 
in der starken Zuwanderung, heute in  der sehr hohen 
G^burtenrate. Interessant ist, daß in Anbetracht der 
starken Expansion sich auf dem Arbeitsm arkt immer 
wieder Verknappungserscheinungen zeigen; sie sind 
nach Slichters Auffassung der entscheidende Anreiz 
zur Steigerung der Produktivität.
4. Die am erikanisdie M assenproduktion wird ermög­
licht durch eine breite Mittelschicht, in der das Farmer- 
tum eine große Rolle spielt, und durch die hohen 
Löhne der Industriearbeiterschaft. Damit ist die sozio­
logische und kaufkraftmäßige Voraussetzung für den 
allgemeinen Trend der amerikanischen W irtschaft ge­
geben.
5. Schließlich unterstreicht Slichter, daß W ettbew erbs­
gesinnung und Freude an unternehmerischer A ktivität 
und unternehmerischem Risiko von entscheidender Be­
deutung für W esen und Charakter der amerikanischen 
W irtschaft sind.

IN FLATION SBEFÜRCH TU N G  U ND -G EFA H R IN  FRAN K REICH

Das Institut de la Statistique et des Etudes Econo- 
miques hat in einer 1951 herausgegebenen Veröffent­
lichung „La France et l'inflation" auf die entscheidende 
Rolle hingewiesen, die Inflationsbefürchtung und In­
flationsgefahr für die Entwicklung der französischen 
W irtschaft seit Jahrzehnten gespielt haben. Es datiert 
den Ursprung dieser Gefährdung auf das Jahr 1916 
und sieht die eigentliche Ursache in der psycho­
logischen Grundhaltung der Bevölkerung. Die Schwä­
chung der Kampfmoral und der inneren W iderstands­
fähigkeit führte damals zu Preis- und Lohnbewe­
gungen. In den Jahren 1919—1926 w ar sowohl die 
Agrar- wie die Industrieproduktion unzulänglich, die 
Auslandsschuld stieg auf 19 Mrd. ffrs, die Staats­
schuld hatte sich vervierfacht, der Zinsendienst ver­
zehnfacht. Das ergab einen echten inflationistischen 
Kreislauf; das Staatsdefizit führte zum Kaufkraftüber- 
sdiuß, dieser zum Zahlungsbilanzdefizit, dieses zum 
Kurssturz, dieser zu Preiserhöhungen, dann zu Lohn­
erhöhungen, gleichzeitig wurde Kapitalflucht ausgelöst. 
Das Jah r 1930 brachte die W eltwirtschaftskrise und 
einen starken Beschäftigungsrückgang um 32 Vo. Die 
Jahre 1934 und 1935 w aren durch eine Deflation ge­
kennzeichnet, gegen die die politischen Parteien der 
Volksfront im Jahr 1936 Lohnerhöhungen durchsetzten.
»") Z itie r t nach  H . G roß : D er P ro d u k tiv i tä tsv o rs p ru n g  d e r  U SA ,, 
H a n d e lsb la tt , 19. 10. 1951.
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während die Opposition der Unternehmer mit allen 
Konsequenzen gedrosselter Investitionen und ge­
steigerter Kapitalflucbt hervorgerufen wurde. N adi 
der Befreiung Frankreidis im Jahre 1944 behalf man 
sidi mit Zwangspreisen bei unzureidiender Produktion. 
Ein allgemeiner Preisw iriw arr tra t in  A nbetradit ge- 
sdiw äditer S taatsautorität ein, das Steueraufkommen 
w ar rüdcläufig, psydiologisdi ergab sidi aus der 
Befreiung ein starker Anreiz zur Bedarfsdedsungj die 
sogenannte „Befreiungskaufwelle“ m adite einen er- 
heblidien Rohstoffmangel siditbar. In den Jahren 
1945-1949 entw idielten sidi die Löhne stärker als die 
kontrollierten Preise (sie stiegen vom 1. Q uartal 1946 
bis zum 4. Q uartal 1949 um 194 Vo, die Verbraudis- 
güterpreise um 125 °/o). Sie ersdiw erten damit die W irk­
samkeit der Preiskontrollen und die auf Preisstabilität 
geriditete Regierungspolitik. Der verstorbene Finanz­
minister Petsdie erzielte Erfolge in der Bekämpfung 
der Inflation, als durdi den Ausbrudi der Koreakrise 
außenwir'tsdiaftlidie Einflüsse seine Politik erneut 
gefährdeten. Seitdem sind die Großhandelspreise 
weiterhin um ca. 50 Vo gestiegen, und die psydio- 
logisdie Haltung der Bevölkerung, die im wesentlidien 
von Zweifeln an der inneren und äußeren Finanz­
stabilität bestimmt war, führte zu gesteigerter Gold­
hortung, deren Gegenwert zur Zeit auf 2 V2 — 3 Mrd. 
Dollar gesdiätzt wird. Diese H altung hat ihre verständ- 

/ lidien Gründe. Ganz ohne Zweifel muß anerkannt 
werden, daß der französisdie S taatshaushalt durdi den 
Indodiina - Konflikt und ähnlidie Vorgänge ganz 
außergewöhnlidi belastet wird. Neutrale Beobaditer 
kritisieren aber in  diesem Zusammenhang, daß offen- 
siditlidi aus innenpolitisdien Gründen die Steuer­
einziehung insbesondere bei den agrarisdien Bevöl­
kerungskreisen erheblidie Mängel aufweist. Darüber 
hinaus wird man sidi die Frage vorzulegen haben, ob 
nidit durdi Intensivierung der landwirtsdiaftlidien 
Produktion das für den privaten Konsum zur V er­
fügung stehende Sozialprodukt beaditlidi gesteigert 
und damit eine erfolgreidie Gegenwirkung gegen die 
Inflationstendenzen erzielt werden könnte. Die fran- 
zösisdien Überlegungen zur Agrarunion lassen zu­
mindest den Sdiluß zu, daß tedinisdi eine erheblidie 
Steigerung der landwirtsdiaftlidien Produktion möglidi 
wäre. Es hat den Ansdiein, als ob das für die psyctio- 
logisdie Haltung der französisdien Bevölkerung so 
diarakteristisdie Unsidierheitsempfinden nidit nur 
auf politisdiem, sondern audi auf wlrtsdiaftlidiem  
Gebiet sidi auswirkt und die im europäisdien Interesse 
wie im Interesse einer Stabilisierung der wirtsdiaft- 
lidien und politisdien V erhältnisse in  Frankreidi 
selbst erw ünsdite Ausnutzung vorhandener Möglidi- 
keiten behindert.
Dazu kommt ein w eiteres: Die französisdie W irtsdiafts- 
politik hat die Investitionsquote wesentlidi gesteigert. 
Sie betrug vor dem Kriege 15 Vo des Volkseinkommens 
und ist heute mit ca. 20*/o zu veransdilagen. Dieses 
Investitionsprogramm ist mit dem Namen M onnet's 
verknüpft. Er begann seinen Plan der Rekonstruktion
*') B as le r N a tio n a lz e itu n g  vom  14. 2. 1952.

der französisdien W irtsdiaft 1946 zu verwirklidien, und 
es ist bekannt, daß er ihn infolge der dadurdi aus­
gelösten Inflationstendenzen bereits im Jahr 1947 einer 
Revision bzw. einer Reduktion unterziehen mußte. In 
den Jahren 1947—1950 sind im Rahmen dieses Plans 
Investitionen in Höhe von 1531 Mrd. ffrs (jeweilige 
Kaufkraft) finanziert worden. Auf die Staatsbetriebe 
entfielen davon fast 650 Mrd. ffrs., und hiervon wurden 
aus öffentlichen Fonds über 530 Mrd. ffrs. bereitge­
stellt. Insgesamt ergibt sidi das Bild, daß diese Investi­
tionen zu57Voaus öffentlichen Mitteln, darunter Noten­
bankkrediten, 25,2 “/o durdi Selbstfinanzierung über er­
höhte Preise, 9,6 "/o durdi Bankkredite und nur 8,2 “/o 
aus Anleiheemissionen finanziert worden sind. Aber 
nicht nur, daß diese starke Inansprudinahme der öffent- 
lidien Mittel für Investitionen inflatorisdi gewirkt hat, 
die hierdurch veränderte S truktur der Grundstoffindu­
strie w irkte in gleidier Richtung. Der Produktionsindex 
der Elektrizitätserzeugung lag M itte 1951 um 85 Vo über 
dem Index von 1938, derjenige für die Mineralölpro­
duktion um 180 Vo darüber, derjenige für die eisen- 
sdiaffende Industrie um 61 Vo, während der Index der 
Textilindustrie nur 17 Vo über dem Vorkriegsniveau lag 
und die Lederindustrie um rund 30 Vo hinter dem Vor­
kriegsvolumen zurückblieb. Die Tatsadie, daß die Ver­
brauchsgüterindustrie in keiner W eise mit der Grund­
stoffindustrie Sdiritt gehalten hat, stellt eine ernste 
Sorge für die französische W irtschaftspolitik dar, denn 
den steigenden Nominallöhnen steht somit kein aus­
reichendes Angebot von Verbrauchsgütern gegenüber. 
Dieser Tatbestand ist eine entsdieidende Inflations- 
ursadie, da er im Innern die Preise in die Höhe treibt 
und im Verhältnis zum A usland einen Importüberschuß 
und damit ein Zahlungsbilanzdefizit herbeiführt. Anläß­
lich der Veröffentlidiung des 4-Jahresberidits vonMon- 
net Mitte vorigen Jahres sind denn audi in französi­
sdien Fadikreisen kritisdie Stimmen laut geworden, wie 
z. B. in der Agence Economique et Financière, die die 
einseitige Förderung der Grundstoffindustrie durdi den 
Monnet-Plan als Ursadie der Teuerung und des Man­
gels an V erbraudisgütern kritisiert und die Finan­
zierung durdi öffentliche Mittel anstatt durdi Anleihen 
angreift. Das Direktorium der Europäisdien Zahlungs­
union hatte im Zusammenhang mit der französisdien 
Zahlungsbilanzkrise ebenfalls Anlaß, sidi mit diesen 
Fragen zu besdiäftigen, und gab der französisdien 
Regierung folgende Empfehlungen für ihre Wirtsdiafts- 
politik:
„Es wird anerkannt, daß die Sdiwierigkeiten der französi­
schen W irtschaft vor allem durch folgende Ursachen bedingt 
sind: Starkes Ansteigen des Lebensstandards, höhere Ver­
teidigungsaufwendungen, Krieg in Indochina, Investitions­
programm, Entwicklungsprogramm Übersee, erhöhte soziale 
Aufwendungen.
Durdi alle diese Ursachen ist insbesondere das Haushalts­
defizit bedingt, das ganz besonders durdi die Tatsadie über­
lastet worden ist, daß die private Ersparnisbildung bei der 
Finanzierung von Investitionen versagt ha t.“
Um die Inflation aufzuhalten, legt der Rat der OEEC 
der französischen Regierung folgende Maßnahmen nahe:

a) Echte Einsparungen im Haushalt, um das Haus­
haltsdefizit zu bekämpfen ¡
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b) S trenge Kreditrestriktionen;
c) Einflußnahme auf Preise und Löhne.

Anläßlich der Ratifizierung der Gesetzesvorlage über 
die M ontanunion durch die französische N ational­
versam m lung hat diese freiUch die französische Re­
gierung aufgefordert, ihre Bemühungen um Erhöhung 
der Investitionen in der französischen Grundstoff­
industrie fortzusetzen, so daß von hier aus eine w ei­
tere Beeinträchtigung der inneren und äußeren finan­
ziellen Stabilität befürchtet werden muß; ganz abge­
sehen davon, daß auch güterwirtschaftlich gesehen 
Zweifel geäußert w erden müssen, ob die französi­
schen Pläne zum w eiteren Ausbau der Stahlindustrie 
im nationalen  und im europäischen Rahmen realisier­
bar sind. Der „Figaro" berichtete am 4. 3. 1952, daß der 
französische V izepräsident der Chambre Syndicale de 
la  Sidérurgie, Pierre Ricard, mitgeteilt habe, daß in 
Verfolg dieses Beschlusses des Rats der Republik vom 
französischen Generalplanungssekretariat unter Lei­
tung von  M onnet neue Pläne aufgestellt würden, nach 
denen die Rohstahlerzeugung Frankreichs, und der 
Saar innerhalb von 7 Jahren auf 21 Mill. t  gebracht 
w erden sollte. Man nimmt an, daß sie im Jah r 1952/53 
15 Mill. t erreichen wird. Das Aufkommen an Schrott 
w ird in  Frankreich und dem Saargebiet auf etwa 
5 Mill. t  jährlich geschätzt. Für eine Produktion von 
21 Mill. t Rohstahl sind aber mindestens 7—8 Mill. t 
Schrottbedarf anzunehmen. Im Jahr 1938, als Frank­
reich 6,2 Mill. t Rohstahl produzierte, konnte es übri­
gens im Inlande nur 4,4 Mill. t absetzen. Mit der 
M ontanunion erstrebt Frankreich bessere Rohstoff­
versorgung und erhöhte Absatzmöglichkeiten für eine 
stark  auszuw eitende Kapazität.

V O LLBESCH Ä FTIG U N G SPO LITIK  IN  G RO SSBRITA N N IEN  

Jeder V ersuch einer Würdigung der W irtschaftsent­
wicklung und Wirtschaftspolitik Großbritanniens muß 
zunächst einmal die Rückwirkungen des 2. W eltkrieges 
auf die W irtschaft in Erinnerung rufen. Auslands­
investitionen in Höhe von 1 100 Mill. £, darunter ins­
besondere Kapitalanlagen in Dollarwährung, gingen 
verloren. Die Auslandsverschuldung erhöhte sich um 
3 500 Mill. £, ungefähr die Hälfte der Flotte ging ver­
loren. Beides bewirkte eine grundlegende Änderung 
der Zahlungsbilanzstruktur und einen ungewöhnlich 
starken  Zwang zum Export, der seinerseits das ver­
fügbare Inlandsangebot verminderte und dadurch die 
innere Finanzstabilität bedrohte. Verschärft wurde 
diese Situation durch die in der W eltpolitik immer 
stä rker w erdenden Anti-Kolonialtendenzen. Nicht 
übersehen w erden darf auch die Tatsache, daß, durch 
Kriegs- und Nachkriegsumstände bedingt, die notwen­
dige M odernisierung des Produktionsapparates w eit­
gehend unterblieb. Unter diesen Umständen muß es 
als eine außergewöhnliche Leistung der britischen 
W irtschaftspolitik gew ertet werden, daß es gelang, 
die A rbeitslosigkeit auf weniger als 1,5 “/o der w erk­
tä tigen  Bevölkerung herabzudrücken, die Gesamt- 
Reallohnsumme gegenüber der Vorkriegszeit beacht­
lich zu steigern, bereits bis 1950 für mehr als 1 Million 
Fam ilien neue W ohnräume zu schaffen, Arbeitszeit­

verkürzungen und bezahlten Urlaub einzuführen, die 
sozialen Leistungen je  Kopf der Bevölkerung auf etwa 
20 £, zusätzlich w eiterer 10 £  für Subventionen, zu 
steigern und gleichzeitig durch eine Aktivierung der 
Zusammenarbeit zwischen Gewerkschaften und Unter­
nehmern eine nicht zu unterschätzende Steigerung der 
Produktivität zu erzielen. Soziologisch gesehen, erga­
ben sich mit dieser Politik vor allem eine wesentliche 
Erhöhung der verfügbaren Geldbeträge in der Hand 
der A rbeiterfrau und ßine beachtliche Steigerung des 
Sozialaufwands, d. h. letzten Endes des Kollektiv- 
Konsums.
Damit aber deutet sidx bereits die Notwendigkeit einer 
Kritik an dieser Entwicklung an. Die britische Voll­
beschäftigungspolitik führte zu einer weitgehenden 
Umschichtung der Einkommensstruktur, als deren Folge 
eine bedenkliche Schwächung des M ittelstandes 
festgestellt werden muß. W ährend der Reallohn des 
einzelnen A rbeiters gegenüber der Vorkriegszeit um 
etwa 5 Vo stieg, ging derjenige des Angestellten um 
durchschnittlich 20 “/o zurück. Annähernd 40 ”/o des 
Volkseinkommens werden für Steuern beansprucht. 
Die Kapitaleinkommen gingen in einem solchen Maße 
zurück, daß sie nicht m ehr ausreichend zur Investiti­
onsfinanzierung beitragen können. Aber nicht nur, daß 
durch ungewöhnlich hohe Besteuerung die private Ka­
pitalbildung beeinträchtigt wurde, die zusätzliche Poli­
tik  des sogenannten deficit spending mußte zu einem 
Nachfrageüberschuß führen, der seinerseits zwar ein 
Höchstmaß an Beschäftigung, gleichzeitig aber auch 
ständige Preissteigerungen bew irkte und damit den 
Anreiz zu individuellem Sparen ebenso wie den An­
reiz zu verbesserter Produktionsleistung und den A r­
beitseifer überhaupt zu schwächen drohte. Der unge­
wöhnlich hohe Anteil der Investitionsfinanzierung aus 
öffentlichen M itteln führte zudem zu einer gewissen 
Fehllenkung der Investitionen. So beachtlich die Lei­
stungen auf dem Gebiet des W ohnungsbaus und der 
allgemeinen sozialen Einrichtungen sind, so blieben 
demgegenüber doch die Investitionen für Modernisie­
rung des Produktionsapparates, namentlich in der Pri­
vatindustrie, völlig unzureichend. Es gelang nicht, die 
Aufgabe des W iederaufbaus auf der Basis einer festen 
W ährung nach innen und außen zu lösen, die die Vor­
aussetzung für nachhaltiges Sparen und für die Finan­
zierung der erforderlichen Investitionen aus den Er­
sparnissen gewesen wäre. Ausländsanleihen, M arshall­
planhilfe und Pfundabwertung mußten dazu dienen, 
diese Spannungen zu überbrücken.
W ie unelastisch die britische Volkswirtschaft unter 
dem Einfluß einer solchen W irtschaftspolitik geworden 
ist, kennzeichnet nachfolgende Übersicht.

Verwendung des Volkseinkommens
{in ®/o)

P o sitio n 194Ô 1949 1&50 1961

P riv a tk o n su ra 67.7 66,2 66,6 66,7
S taa tsk o n su m 15.1 15.& 14,9 17,3
B ru tto in v e s ti tio n 17,5 17.8 16,& 16,7
Z ah lu n g sb ila n zsa ld o — 0,2 +  0,2 +  1,7 —  0,7

Man sieht daraus, daß die Erhöhung des Staatskon- 
sums im Jahr 1951 gegenüber 1950 praktisch nur er­
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reicht werden konnte durch eine Umkehrung des Zah­
lungsbilanzsaldos. Das Aktivum des Jahres 1950 in 
Höhe von 1,7'“/o des Volkseinkommens verm inderte 
sich in ein Passivum von 0,7"/». Die Gesamtdifferenz 
von 2,4 “/o entspricht genau der Erhöhung des staat­
lichen Konsums. Diese zunächst theoretisch erschei­
nende Darstellung läßt sich in erstaunlicher W eise 
konkretisieren: Großbritannien sah sich im Jahr 1951 
zur Drosselung der Ausfuhr von Kohle und Stahl ge­
zwungen, ja  mußte sogar zu einem Importüberschuß 
auf diesen Gebieten seine Zuflucht nehmen.
Es ist bekannt, daß die konservative Regierung ver­
sucht, durch gewisse Änderungen in der W irtschafts­
politik die eindeutig erkannten Schwierigkeiten zu 
überwinden. Es zeigt sich hier aber, daß eine über 
m ehrere Jahre angewendete W irtschaftspolitik gewisse 
Grunddaten der W irtschaftsstruktur verändert und daß 
diese Veränderungen von nachhaltiger W irkung sind. 
Die konservative Politik wird gerade in der m angeln­
den Elastizität der britischen Gesamtwirtschaft eine 
wesentliche Erschwerung im Hinblick auf den Wunsch 
nach grundsätzlichen Änderungen feststellen müssen. 
Dazu kommt noch ein außenwirtschaftliches Moment: 
Die Pfundabwertung des Jahres 1949, die zwar eine 
vorübergehende Entlastung der Zahlungsbilanz ge­
bracht hat, führte gleichzeitig zu einer grundlegen­
den strukturellen Schwächung. In Anbetracht der Tat­
sache, daß der W aren- und Dienstleistungsverkehr 
zwischen dem Sterlingraum und dem Dollarraum 
nur eine geringe Elastizität aufweist, bedeutete die 
Pfundabwertung eine beträchtliche Reduzierung der 
Dollareinnahmen für den Sterlingraum, ohne daß Groß­
britannien durch entsprechend weitgehende Drosse­
lung seiner Dollarimporte einen Ausgleich schaffen 
konnte. Es hat den Anschein, daß eine „klassische" 
strengere W irtschaftspolitik in Großbritannien durch 
den damit verbundenen Zwang zu stärkerer Moderni­
sierung die sehr problematische Pfundabwertung des 
Jahres 1949 hätte verm eidbar machen können. Indem 
man durch eine Kursänderung lediglich Schlußfolge­
rungen aus einer einseitigen W irtschaftspolitik zog, 
verzichtete man auf eine Einwirkung auf die struk­
turellen Grundlagen und erschwerte dadurch für die 
Zukunft die W iedergewinnung ausreichender Lei­
stungsfähigkeit des Sterlingraums gegenüber dem 
Dollarraum.

SPA N N U N G SREIC H E W IR T SCH A FTSEN TW ICK LU N G  
IN  DER BUNDESREPUBLIK

Eine Fülle von Daten sind Zeugen dafür, daß das un­
gewöhnliche Ausmaß an Arbeit und Opfern mit dem 
Ziel eines W iederaufbaus der deutschen W irtschaft 
und ihrer Anpassung an die völlig veränderte Raum­
und Bevölkerungsstruktur erfolgreich war. Das Sozial­
produkt, das zur Zeit der W ährungsreform etwa die 
Hälfte des Volumens von 1936 betrug, stieg im Jahr 
1951 auf 136 Vo. Die industrielle Produktion verdop­
pelte sich gleichzeitig, die Nahrungsmittelerzeugung 
stieg um 30 Vo. Der Export, der M itte 1948 monatlich 
etw a 200 Mill. DM betrug, erreichte eine Größenord­
nung von monatlich 1 300 Mill. DM. Die Zahl der Be­

schäftigten im Gebiet der Bundesrepublik, die 1936 
13,5 Mill. betrug, erhöhte sich um mehr als 1 Million. 
Der Reallohn stieg von 66 Vo des Vorkriegswertes im 
Zeitpunkt der W ährungsreform auf etwas über 100 Vo. 

Alle diese Zahlen bedürfen freilich einer Korrektur. 
Man darf nicht übersehen, daß die Bevölkerungszahl 
um 21 Vo über der Vorkriegszeit liegt, so daß die Ver­
gleiche der pro-Kopf-Ziffern auf den meisten Gebieten 
ZU dem Ergebnis führen, daß das Vorkriegsniveau 
knapp oder noch nicht erreicht ist. Außerdem aber darf 
man bei einem objektiven W ertungsversuch nicht über­
sehen, daß die Entwicklung der anderen Länder we­
sentlich w eiter vorangeschritten ist. **)
Nichts kennzeichnet diesen Tatbestand deutlicher als 
der Vergleich der Indices der industriellen Produk­
tion unter Zugrundelegung verschiedener Basisjahre 
(Stand vom Juni 1951):

Land 1938 =  100 1948 =  100

U SA .
F ra n k re id i
G ro ß b rita n n ie n
B u n d esrep u b lik

252
142
152
115

116
130
124
214

W ährend M itte 1951 die industrielle Produktion Ame­
rikas zwar nur 16 Vo größer w ar als im Durchschnitt 
des Jahres 1948, aber m ehr als das 2 Va fache der Vor­
kriegsproduktion betrug, ergeben sich für die Bundes­
republik annähernd die um gekehrten Ziffern.
W ie sehr die W irtschaftsentwicklung in der Bundes­
republik sich als eine typische Nachholentwicklung 
darstellt, ergibt sich aus der Tatsache, daß die Zu­
wachsrate der industriellen Produktion mit wachsen­
dem Gesamtvolumen ganz erheblich gefallen ist.

Zuwachsrate der Industrieproduktion 
der Bundesrepublik

(in "/.)

4. V ie r te lja h r  1949 au f  4.
1. V ie r te l ja h r  1950 au f  1.
2. V ie r te lja h r  1950 au f  2.
3. V ie r te lja h r  1950 au f  3.
4. V ie r te lja h r  1950 au f 4. 
1. V ie r te lja h r  1951 au f  1.

V ie r te l ja h r  1950 
V ie r te lja h r  1951 
V ie r te lja h r  1951 
V ie r te lja h r  1951 
V ie r te lja h r  1951 
V ie r te lja h r  1952

33,0
33,2
26,9
12,4
7.1
5.2

W enn auch der ungewöhnlich niedrige W achstums­
grad der letzten M onate zum Teil auf eine depressive 
Konjunkturentwicklung zurückzuführen ist, kann doch 
nicht übersehen werden, daß die W irtschaft der Bun­
desrepublik nunmehr etwa das vorhandene Potential 
ausfüllt. Daher wird jetzt der durch Kriegsfolgen 
bedingte Mangel an Proportionalität zu einem ent­
scheidenden Problem der w eiteren Entwicklung. 
W agenführ ^̂ ) hat mit Recht darauf hingewiesen, daß 
zwar die Gesamt-Industrieproduktion sich von 1936 bis 
1951 um 36 Vo vergrößert habe, die Kohlenförderung 
jedoch nur um 9 Vo stieg und die Eisen- und Stahl­
gewinnung sogar noch um 6 Vo hinter dem N iveau von 
1936 zurückblieb. W ährend alle Eisen und Metall ver­
arbeitenden Industriezweige ihren Anteil am gesamten 
industriellen Nettoproduktionswert von 30 Vo (1936)
*") V g l. K lepz ig : K ritische  B eu rte ilu n g  d e r  d eu tsc h en  W ir ts d ia f ts -  
e rfo lg e , W irtsc h a f tsd ie n s t, 32. J a h rg a n g , H e ft 3/52'.
“ ) R. W a g en fü h r , in : M itte ilu n g e n  d es  W ir tsc h a ftsw is se n sc i. In ­
s ti tu ts  d e r  G ew erk sch aften , K öln , N r. 2/1952.
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auf 35 ®/o (1951) erhöhten, verminderte sich gleichzeitig 
der A nteil der Eisen- und Stahlgewinnung von 7,6 auf 
5 Vo, d. h. um ca. Vs. Dies dürfte das schwierigste 
Problem der westdeutschen Industriewirtschaft sein. 
Diese D arstellung w äre lückenhaft, wenn nicht noch 
kurz auf die sozialen Probleme eingegangen würde. 
Der Sozialetat der Bundesrepublik (d. h. insgesamt iür 
Bund, Länder und Gemeinden) erreichte im Jahr 
1951 die beachtenswerte Höhe von 17,8 Mrd. DM. Er 
lag dam it um über 60 Vo über dem Stand von 1949. 
H ierfür w urden 51,8 Vo der Steuern und gesetzlichen 
Sozialabgaben in Anspruch genommen. Dennoch ge­
lang es auf diese W eise nur, den 12,7 Mill. Sozial­
em pfängern jährlich je etwa 1400 DM zukommen zu 
lassen. M it der Feststellung dieser Tatsache, daß rund 
ein V iertel der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Sozialhilfsempfänger sind und daß diese durchaus un­
zureichende Hilfebeträge entgegennehmen müssen, 
kennzeichnet sich das politische und wirtschaftlich 
schwierigste und zugleich spannungsreichste Problem 
der Bundesrepublik. So sehr die Steigerung des Ein­
kommens aller in A rbeit befindlichen Menschen aus 
allgemein-politischen und konjunkturpolitischen Grün­
den zu begrüßen ist, so darf doch nicht übersehen w er­
den, daß ohne allgem eine Preissenkung jede Lohn- 
und Gehaltserhöhung die Kluft zwisciien dem Einkom­
m ensniveau der Sozialempfänger und dem der Be­
schäftigten vergrößert und dadurdi die innenpoli­
tischen und sozialen Spannungen verschärft, zumal 
sich nach wie vor unter den Sozialempfängern eine 
große Zahl von V ertriebenen und Flüchtlingen be­
finden. Die Bemühungen der für die Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung verantwortlichen Männer, die 
noch verfügbare amerikanische Auslandshilfe für 
Deutschland vor allem mit dem Ziel einer Steigerung 
der Produktivität einzusetzen, gewinnen unter diesem 
Gesichtspunkt entscheidende Bedeutung. Insbesondere 
w erden die Ergebnisse einer Produktivitätssteigerung 
für eine Hebung der Kaufkraft der Mark Verwendung 
finden müssen. Damit würde nicht nur der Lebens­
standard  auch der sozial Schwächsten entscheidend 
erhöht, sondern die Sparkapitalbildung und damit die 
Finanzierungsmöglichkeit für die notwendigen w eite­
ren Investitionen gefördert werden. Gleichzeitig aber 
w ürden damit wesentliche Voraussetzungen für eine 
w eitere Festigung des internationalen DM-Kurses und 
für die Konvertibilität der M ark geschaffen. 
Bundespräsident Prof. Dr. Heuss hat kürzlich ^̂ ) etwa 
folgendes ausgeführt: Den Deutschen wünsche er Ge­
duld, den Ausländern, daß sie wieder Freude empfin­
den mögen am deutschen Fleiß. Er hat hinzugefügt, 
daß eine eigenartige Tragik darin beschlossen sei, daß 
dieser deutsche Fleiß zugleich Lebensrettung und 
Lebensgefährdung bedeute.
Damit ist ein Thema angeschnitten, das im Rahmen 
der europäischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit von
**) R ed e  an läß lich  d e r  S cb affe rm ah lze it 1952 in B rem en.

einem englischen Berichterstatter über die Entwick­
lung der deutschen W irtschaft in positiver W eise da­
hin formuliert worden ist, daß die volle Eingliede­
rung der deutschen W irtschaft auf höchstmöglichem 
Entwicklungsstände nicht nur eine deutsche, sondern 
eine internationale Notwendigkeit sei und daß ein 
wesentliches Ziel der Zusammenarbeit aller Länder 
darin bestehen müsse, dieses Hineinwachsen der deut­
schen W irtschaft in das ihr angemessene Volumen 
und in die W eltwirtschaft für die übrjgen Länder mög­
lichst störungsfrei zu gestalten.

DIE AUFG ABE DER A N G LEICH U N G  

Betrachtet man die Besonderheiten der W irtschafts­
entwicklung und W irtschaftspolitik der h ier in Be­
tracht gezogenen Volkswirtschaften und ihre Indivi­
dualität, so wird man in der Tat zu dem Ergebnis 
kommen, daß die kraftvoll vorangetriebene branchen­
mäßige Integration in Europa des Fundaments einer 
umfassenden Zusammenarbeit bedarf, bei der Han­
delspolitik, Kredit- und Finanzpolitik sowie W äh­
rungspolitik weitgehend aufeinander abgestimmt w er­
den müssen. Koordinierung der internationalen W irt­
schaftspolitik auf den genannten Gebieten durch ent­
sprechende Zusammenarbeit der Volkswirtschaften, er­
gänzt durch eine Politik der Produktivitätssteigerung 
und eine angemessene Investitionspolitik, dürften die 
geeigneten Maßnahmen sein, um unter w eitestgehen­
der Vermeidung adm inistrativer Beschränkungen w irt­
schaftlicher Betätigung W ährung und innere Finanz­
stabilität zu sichern, den Güter- und Dienstleistungs­
austausch und damit zugleich die Leistungsfähigkeit 
selbst zu erhöhen und die soziale Sicherheit in allen 
Ländern zu festigen.
Man wird darüber hinaus zu dem Ergebnis gelangen, 
daß im güterwirtschaftlichen Bereich die Besonder­
heiten der einzelnen Volkswirtschaften nicht über­
sehen werden dürfen, daß aber andererseits auf der 
Basis einer gesunden Kredit- und W ährungspolitik in 
den einzelnen Ländern sich die Probleme einer inter­
nationalen Zusammenarbeit am leichtesten lösen 
lassen. Im Zweifelsfalle sollte m an also bei der Über­
tragung von „Rezepten" und „Lehren" von einer 
Volkswirtschaft auf die andere immer dann sich zu­
rückhalten, wenn andernfalls die Grundsätze einer 
gesunden Finanz- und W ährungspolitik bedroht w er­
den würden.
Daß gerade in den USA. die Erfahrungen Belgiens, 
Italiens und der Bundesrepublik auf den Gebieten der 
Geld- und Finanzpolitik aufmerksamste Betrachtung 
fanden, ermutigt in diesem Zusammenhang ebenso­
sehr wie die Tatsache, daß über alle Verschieden­
heiten der W irtschaftsordnungen und -Systeme hinaus 
die Reaktion der individuellen Konsumenten beispiels­
weise auf dem Textilgebiet zu einer internationalen 
„Solidarität" führte. Sie erwies sich jeder Administra­
tion gegenüber als überlegen und — übernational.
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Summary: E c o n o m i c  H i s t o r y
a n d  E c o n o m i c  P o l i c y  i n  t h e  
U S A ., G r e a t  B r i t a i n ,  F r a n c e ,  
a n d  t h e  F e d e r a l  R e p u b l i c .  
W ith economic integration between 
national economies advancing, it be­
comes increasingly urgent to remind 
oneself that, in spite of all comparisons 
and of all attem pts to mutually ex­
change the experiences gained in the 
various countries, every national econ­
omy has its individuality. The know­
ledge of the roots and the basis of the 
extraordinary development of Amer­
ica 's economy, combined with a study 
of the essential features of the Euro­
pean economies, enables one to as­
certain the extent to which American 
experiences and methods can be trans­
planted into European surroundings. 
After comparing the main structural 
data of the four economies mentioned, 
the author characterises the individual 
economic policies. The dynamic char­
acter and the elasticity of the Amer­
ican economy are explained by the 
fact that its resources are not yet fully 
utilised. The stability of the French 
economy which since 1916 has been 
under perpetual inflationary pressure, 
is being continually threatened by the 
conception of the M onnet Plan. The 
policy of full employment pursued in 
G reat Britain has altered the structure 
of incomes and has greatly increased 
collective consumption. The limits of 
the country's elasticity appear to have 
been nearly reached. Germ any's econ­
omy is characterised by its geograph­
ical dismemberment and domestic ten­
sions which are both the consequence 
and the root of lacking harmony and 
unorganic proportions. After investigat­
ing the economic histories and policies 
of the economies under review, and 
after considering their individuality, 
the author arrives a t the conclusion 
that European integration by branches 
of trade needs as its basis far-reaching 
cooperation in the field of cormnerce, 
credit, financial, and m onetary policy.

Résumé: D é v e l o p p e m e n t  e t
p o l i t i q u e  é c o n o m i q u e ;  E ta t s -  
U n i s ,  F r a n c e , ,  A n g l e t e r r e  
e t  R é p u b l i q u e  F é d é r a l e .  Le 
progrès de l'in tégration économique 
des pays exige qu'on se rende compte, 
lors de toute comparaison et de tout 
essai d'échanger les expériences faites 
dans les différents pays, qu 'après tout 
chacune de ces économies nationales 
a un caractère individuel bien déter­
miné. C e'st seulem ent en connaissance 
des causes et des conditions de l'essor 
économique extraordinaire des Etats- 
Unis d'une part et par une analyse des 
traits caractéristiques des économies 
nationales du continent européen 
d 'autre part qu'on saura conclure au 
degré de transmissibilité des expérien­
ces et des m éthodes américaines sur 
les économies nationales européennes. 
Après un exam en comparatif de la 
structure des quatre économies natio­
nales l'au teur procède à une analyse 
de la politique économique individuelle 
de ces quatre pays. 11 explique le 
dynamisme et l'élasticité  de l'économie 
américaine par son potentiel encore 
inexploité. Quant à la France l'auteur 
p rétend que la stabilité économique, 
exposée depuis 1916 à une pression 
inflationniste, en plus est m enacée par 
les implications du plan Monnet. La 
politique de plein emploi, suivie en 
Angleterre, a causé un changement de 
structure du revenu national ainsi 
qu'une augmentation considérable de 
la consommation collective. Mais cette 
politique semble avoir a ttein t les 
limites de son élasticité. ' L'économie 
allemande se trouve déterminé par son 
démembrement géographique et par 
les tensions à son in térieur qui sont 
aussi bien les causes que les consé­
quences d 'un manque de coordination 
et d'équilibre. A yant résumé l'évolu­
tion e t la politique économique des 
quatre pays, compte tenu de leurs 
données individuelles, l'au teur conclut 
à ce que l'in tégration des pays euro­
péens en tant que concernant les 
brandies d 'industrie ne se fera que sur 
la base d 'une coopération dans les 
domaines de la politique commerciale, 
financière, monétaire et de crédits.

Resumen: E l d e s a r r o l l o  e c o n ó ­
m i c o  e n  l o s  EE. UU., e n  I n g l a ­
t e r r a ,  F r a n c i a  y  e n  l a  R e ­
p ú b l i c a  F e d e r a l .  En la medida 
que viene creciendo la integración 
económica de las economías de los 
países, se intensifica la necesidad de 
tener presente, que en todas las com­
paraciones y  ensayos de canjear las 
experiencias adquiridas en los diversos 
países, cada una economía política de 
un pais representa una individualidad. 
A base de los conocimientos de las 
causas y condiciones del extraordinario 
desarrollo de la economía de los 
Estados Unidos, unidos con la investi­
gación de los detalles característicos 
esenciales de los sistemas económicos 
de los países europeos, se puede juzgar 
hasta que grado se podría transferir 
las experiencias y  métodos americanos 
a los sistemas económicos europeos. 
Después de haber comparado los más 
importantes datos estructurales de las 
cuatro economías, el autor da una 
característica de cada un sistema 
económico de los cuatro países. La 
dinámica y  la elasticidad de la econo­
mía americana se las atribuye a su 
potencialidad no explotada. La esta­
bilidad de la economía francesa, some­
tida desde 1916 a una continua presión 
inflacíonista, queda amenazada de 
nuevo por la concepción del plan de 
Monet. La política de la plena ocupa­
ción de Inglaterra ha dado por resul­
tado una transform ación de la estruc­
tura de las ren tas y  un fuerte aumento 
del colectivismo. Los limites de su 
elasticidad parecen ser más o menos 
alcanzados. La economía alemana se 
caracteriza por la división geográfica, 
de las tensiones internas, que son la 
causa de la fallante armonía y  de las 
relaciones aritm éticas Inorgánicas. A 
base del estudio sobre el desarrollo 
económico y  de la política económica 
de los cuatro paises, teniendo en 
cuenta su individualidad, el autor llega 
al resu ltado . de que la integración de 
los ramos industriales de Europa como 
fundamento, necesita una extensa cola­
boración en el campo del comercio, de 
las finanzas y de la moneda.
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